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men, in die gegebenenfalls auch die Angaben des Beklagten
einzubeziehen seien.7l Der EtGH hält wiederum aus Grün-
den der Prozessökonomie eine Schlüssigkeitsprüfung grund-
sätzlich für ausreichend, gestattet es dem angerufenen Ge-
richt aber, alle verfrigbaren Informationen - einschließlich
der Angaben des Beklagten - zu verwerten, wenn es dies
für angebracht häk.72 Im Ergebnis dürfte sich daher an der
bisherigen deutschen Rechtspraxis kaum etwas ändern.
Noch nicht abschließend geklärt ist aber, ob die Beschrän-
kung auf eine Schlüssigkeitskonrolle auch im Rahmen der
amtswegigen Zuständigkeitsprüfung nach An. 27 wd 28

Abs. 1 EuGVO statthaft ist.73

71 Generalanwalt Szpxnar ECLI:EU:C:2014:2135 Rn. 80.

72 EvGH J22015,942,946 Rn.64f. - Kolassa.
73 Siehe einerseits Kropholler/a. Hein (Fn.26), Art.25 EuGVO Rn.5;
andererseits Linke/Ha*, Internationales Zivilverfahrensrecht,6. Aufl.2015,
R.n.4.72, beide m.w.N.
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Der BGH hat im Fall einer trotz Widerrufs ausgeführten Anwei-

sung zu der Frage Stellung bezogen, wie sich das neue Zah-

lungsdiensterecht auf den Bereicherungsausgleich im Drei-

Personen-Verhältnis auswirkt. Nils Jansen UZ 2015,952) stimmt

lediglich im Ergebnis zu, sieht jedoch in der Begründung die

Gefahr weitreichender dogmatischer Fol geprobleme.

BGB §S 675p, 675rt,812 Abs. I Satz I FalI2.+
a) Zahler und Zahlungsdienstleister können wirksam

vereinbaren, einen in Auftrag gegebenen, aber noch nicht
vollendeten Zahlungsvorgang nicht euszuführen.

b) Im Anwendungsbeieich des § 675u BGB kann ein
Zahlungsdienstleister im Fall eines vom Zahler nicht au-
torisierten Zahlungsvorgangs den Zahlungsbetrag im §fle-
ge der Nichtleistungskondiktion (§ 812 Abs. 1 Satz 1 Fall2
BGB) vom Zahlungsempfänger herausverlangen, auch
wenn diesem das Fehlen der Autorisierung nicht bekannt
ist.

BGH, Uneil v. 16.6.2015 - XI ZR 241/13 (LG Traunstein).

Die Klägerin, eine Bank, nimmt den Beklagten auf Erstattung von
5000€ in Anspruch, die sie von dem bei ihr geführten Konto ihrer
Streithelferin auf ein Konto des Beklagten bei der [ ]-bank überwiesen
hat, obwohl sie zuvor mit der Streithelferin vereinbart hatte, dass deren
Überweisungsauftrag nicht ausgeführt werden solle.

Der Beklagte stellte der Streithelferin unter dem 24. 11 .201 1 für die
unter seiner Firma P. erfolgte Vermittlung eines Auftrags zur Errichtung
einer Solaranlage eine Provisionsabschlagszehlung in Höhe von 1 I 900 €
(10000€ zuzüglich 197o Umsatzsteuer) in Rechnung. Am 8.12.2011
erteilte die Streithelferin dei Klägerin den Auftrag, von ihrem Konto
5000 € auf das Konto der Firma I b.i d"r [ ]-bank zu überweisen. Die
Klägerin führte diesen Auftrag am selben Tag aus und teilte dem Be-
klagten dies auf §(unsch ihrer Streithelferin mit. Der Überweisungs-
betra.g wurde dem Konto des Beklagten nicht gutgeschrieben, weil in
der Uberweisung die vom Beklagten verwendete Firma P. als Empfänger
angegeben war, das Konto aber auf den Namen des Beklagten lautete.
Ein Mitarbeiter der Klägerin teilte der Streithelferin rm 12.12.2011 vor
11.45 Uhr telefonisch das Fehlschlagen der Überweisung mit. Es wurde
daraufhin vereinbart; dass die Klägerin den überweisungsauftrag nicht
mehr ausführen solle und die Streithelferin die überweisung sel6sr on-
line durchführen werde. Aufgrund dieser Online-überweisung wurden
dem Konrc des Beklagten bei der Postbank 5OOO € gutgeschrieben.

Ebenfalls am 72.12.2011 erkundigte sich der Beklagte telefonisch
bei einer anderen Mitarbeiterin der Klägerin nach der ihm angekündig-
ten Übemeisung und wies darauf hin, äass als Kontoinhaber",K.. un"d
nicht ,P.' registrien sei. Die Mitarbeiterin der Klägerin veranlassre da-
raufhin am L2.l2.21ll w 72.02 Uhr erneut die überweisung von
5000€, die dem Konto des Beklagten bei der [ ]-bank ebenfalli gut-
geschrieben wurden. Die Klägerin schrieb dem Konto der Streithelfe-rin,
die die Fälligkeit eines Anspruchs des Beklagten in Höhe von 11900€
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bestreitet, 5000€ wieder gut. Sie nimmt den Beklagten aus eigenem
Recht, hilfsweise aus abgetretenem Recht ihrer Streithelferin auf Erstat-
tung dieses Betrages in Anspruch,

Ihre Klage auf Zahlung von 5000 € nebst Zinsen hatte in den Vor-
instanzen Erfolg, Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision
verfolgt der Beklagte seinen Klageabweisungsantrag weiter.

Aus den Gründen:

[6] Die Revision ist unbegründet.

[7] I. Das Berufungsgericht hat zur Begründung seiner
Enmcheidung im \(esentlichen ausgeführt:

[8] Die Klägerin könne gemäß § 812 Abs. 1 Satz 1 Fall 2 BGB den
streitgegensrindlichen Betrag vom Beklagten verlangen. Die Streithelfe-
rin habe den Überweisungsauftrag vom 8.12.2011 wirksam widerrufen.
Zwar bestimme § 675p Abs. I BGB, dass vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4
der Zahlungsdienstnutzer einen Zahlungsauftrag nach dessen Zugang
beim Zahlungsdienstleister des Zahlers nicht mehr widerrufen könne.
Vorliegend sei aber gemäß § 675p Abs. a Satz 1 BGB von einer §fliderruf-
lichkeit auszugehen. Nach dieser Vorschrift könne der Zahlungsauftrag
nach den in den Absätzen 1 bis 3 genannten Zeitpunkten widerrufen
werden, wenn der Zahlungsdienstnutzer und sein Zahlungsdienstleister
dies vereinban hätten. Eine solche Vereinbarung liege in der zwischen der
Streithelferin und dem Mitarbeiter der Klägerin getroffenen Abrede, den
Überweisungsauftrag vom 8.12. 2011 nicht mehr auszuführeq.

[9] § 67sp Abs.4 Satz 2 BGB, wonach für eine solche Vereinbarung
in den Fällen des § 675p Abs.2 BGB zudem die Zustimmung des Zah-
lungsempfängers zum §fiderruf erforderlich ist, sei hier nicht anwend-
bar. Der Zahlungsvorgang sei nicht durch den Beklagten als Zahlungs-
empfänger i.S. des § 675p Abs.2 Satz 1 BGB ausgelöst worden. Allein
der Hinweis des Beklagten an die Klägerin, dass als Kontoinhaber "K.'und nicht ,P." registriert sei, habe keine Auslösung des Zahlungsvor-
gangs dargestellt, nachdem bereits ein von der Streithelferin unmittelbar
bei der Klägerin eingereichter Zahlungsauftrag vorgelegen habe.

[10] Mit dem \fiiderruf des Überweisungsaufrags der Streithelferin
vom 8.12.2011 sei auch die Zustimmung der Streithelferin zu der am
12.12.2011 von der Klägerin durchgeführten Uberweisung wirksam
widerrufen worden, weil der Überweisungsauftrag widerruflich gewe-
sen sei (§ 675i Abs.2 Satz I BGB). Da somit die Überweisung vom
12.12.2011 gegenüber der Streithelferin ein nicht autorisierter Zah-
lungsvorgang gewesen sei, habe die Klägerin, wie auch tatsächlich ge-
schehen, der Streithelferin gemäß § 675u BGB die abgebuchten 5000€
durch rViedergutschrift auf ihrem Konto ersta$en müssen.

[11] Aufgrund der seit dem 31.10.2009 geltenden Bestimmungen
des § 675u BGB sei die Rechtsprechung des BGfl zur Rückabwicklung
fehlerhafter Banküberweisungen nicht mehr einschlägig. Nach dieser
Rechtsprechung hätte sich die Klägerin nur an die Streithelferin halten
können, weil diese die Überweisung mitveranlasst habe, der Fehler also
im Deckungsverhältnis wurzele und daher in diesem Verhältnis zu be-
reinigen sei. Ein unmittelbarer Bereicherungsanspruch der Klägerin ge-
gen den Beklagten wäre nur in Betracht gekommen, wenn dem Beklag-
ten der rViderruf bekannt gewesen wäre. Hierauf komme es aber nach
heutiger Rechtslage nicht mehr an, da gemäß § 675u Satz 2 BGB bei
nichtautorisienen Zahlungsvorgätrgen dem Zahler zwingend ein Ersatz-
anspruch gegen den Zahlungidienstleister zustehe, auch wenn ihm der
Zahlungsvorgang zuzurechnen sei. In diesem Falle könne dem Zah-
lungsdienstleister kein Bereicherungsanspruch gegen den Zahler mehr
zugebilligt werden, da sonst § 675u BGB ins Leere liefe. Deshalb stehe
dem Zahlungsdienstleister in den Fällen des § 675u BGB ein Anspruch
aus § 812 Abs.1 Satz 1 Fall 2 BGB unmittelbar gegen den Zahlungs-
empfänger zu. Dieser müsse dann - wie in den Fällen, in denen er von
Anfang an nichts erhalten ha.be - einen etwaigen begründeten Anspruch
gegen den Zahlungsdienstnutzer selbst durchsetzen. Sein Vertrauen in
den Bestand einer erhaltenen Zahlungsei nur geschützt, wenn der Zah-
lungsauftrag nach § 675p BGB unwiderruflich sei.

U2l ll. Diese Ausführungen halten rechtlicher überprü-
fung im Ergebnis srand, so dass die Revision zurückzuweisen
ist. Die Klägerin hat gegen den Beklagten, wie das Berufungs-
gericht zutreffend erkannt hat, einen Anspruch gemäß s 812
Abs. 1 Satz I Fall2 BGB auf Zahlung von 5000 € nebst Zinsen.

[13] 1 Das Berufungsgerichr ist im Ergebnis zu Rechr
davon ausgegangen, dass die Überweisung vom 12. 12.2}ll
gegenüber der Streithelferin der Klägerin ein nicht aurorisier-
ter Zahlungsvorgang war.

[1a] a) Die Srreithelferin hatte der Klägerin allerdings
entgegen der Auffassung der Revisionserwiderung zunächit
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einen entsprechenden Überweisungsaufrag (§ 675f Abs.3
Satz 2 BGB) erteilt. Ihr Überweisungsauftrag vom
8.l2.2}ll hatte zwar eine Überweisung an P. zum Gegen-
stand. Dabei handelt es sich jedoch nicht um eine vom Be-
klagten verschiedene Person, sondern um die Firma des Be-
klagten, d.h. gemäß § 17 Abs. 1 HGB um den Namen, unrer
dem der Beklagte seine Geschäfte betreibt.

[15] b) Nach den rechtsfehlerfreien und von der Revision
nicht angegriffenen Feststellungen des Berufungsgerichts ha-
ben die Klägerin und ihre Streithelferin aber noch vor Voll-
endung des Zahlungsvorgangs (S 675f Abs.3 Satz 1 BGB)
vereinbart, den Auftrag nicht mehr auszuführen. Da die
Empfängerbank wegen der Angabe .P." statt ,K.' eine Per-

sonenverschiedenheit annahm, hatte sie den Überweisungs-
auffrag mit dem Vermerk wieder zurückgesandt, dass der
Empfängername falsch sei. Nachdem die Klägerin ihre Streit-
helferin hiervon unterrichtet hatte, kamen beide überein,
dass die Streithelferin die Überweisung online durchführen
und der Überweisungsauftrag vom 8. 12.2oll nicht mehr
ausgeführt werden sollte. Darin liegt entgegen der Ansicht
des Berufungsgerichts rechdich kein einseitiger §fiderruf des

Zahlungsauftrags im Sinne des § 675p BGB, so dass es auf
die insoweit angestellten rechtlichen Überlegungen des Be-

rufungsgerichts nicht ankommt. Vielmehr haben die Kläge-
rin und ihre Streithelferin im Rahmen der Privatautonomie
(Art.2 Abs. 1 GG) eine übereinstimmende rechtsgesch#tli-
che Vereinbarung (S§ 133, 157 BGB) des Inhalts getroffen,
dass der ursprünglich erteilte Zahlungsauftrag storniert wur-
de. Einer solchen Vereinbarung steht weder das nationale
Zahlungsverkehrsrecht noch die Zahlungsdiensterichtlinie
entgegen (v gl. B urgh ar dt, in: E llen b e r ger / F in d eis e n/ N o b b e,

Kommentar zum Zahhngsverkehrsrecht, 2. Aufl., § 675p
Rn.8; Casper, in: MünchKommBGB, 6. Aufl., § 675p Rn.3;
Grundmann, in: Großkomm, HGB, 5. Aufl., Bankvertrags-
recht Dritter Teil Rn.304). Im Gegenteil eröffnet das neue
Zahlungsverkehrsrecht im Falle einer fehlgeschlagenen
Überweisung ausdrücklich die Möglichkeit, dass Zahler und
Zahlungsdienstleister übereinstimmend Abstand vom erteil-
ten Zahlungsauftrag nehmen. So hat nach § 675r Abs.3 BGB
der Zahlungsdienstleister dem Zahler unverzüglich mitzutei-
len, wenn der angegebenen Kundenkennung kein Zahlungs-
konto oder kein Zahlungsempfänger zugeordnet werden
kann. Das gilt über den §flonlaut des § 675r Abs.3 BGB
hinaus auch, wenn dem Zahlungsdienstleister das Auseinan-
derfallen von Kundenkennung und Empfängername auffällt
(Grandmann, in: Großkomm, HGB [a.a.O.], P.:n.334; Mai-
b old, in: Scbimanshy/ B unte/ Lutov,t shl, Bankrechts-Hand-
buch, 4. Aufl., § 52 Rn. 43; Mayen [ebd.], § 49 Rn.74; Sprau,
in: Pahndt,BGB,74. Aufl., § 675r Rn.6) oder - wie hier -
ihm von der Empfängerbank mitgeteilt wird. Auf diese Mit-
teilung hin können Zahler und Zahlungsdienstleister sowohl
die erneute Ausführung des - präzisierten oder berichtigten
- Zahlungsauftrages (vgl. CaEer, in: MünchKommBGB,
6. Aufl., § 675r Rn.24) als auch dessen Stornierung verein-
baren (vgl. avch Sprau, ir: Palandt, BGB, 74. Aufl., s 6Z5j
Rn. I und § 675p Rn.1).

[16] 2. Rechtsfehlerfrei ist auch die Auffassung des Beru-
fungsgerichts, dass der Klägerin aufgrund dieses nicht gemäß

§ 675j Abs. I BGB von ihrer Streithelferin autorisienen Zah-
lungsvorgangs ein Anspruch gemäß § 812 Abs. 1 Satz 1 Fall 2
BGB gegen den Beklagten auf Rückzahlung des Zahlungs-
betrages zusteht.

. 117)a) Allerdings vollziehr sich nach der Rechtsprechung
des BGH in den Fällen der Leisrung kraft Anweisung dei
Bereicherungsausgleich grundsärzlich innerhalb des jeweili-
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gen fehlerhaften Leistungsverhältnisses, also zum einen zwi-
schen dem Anweisenden und dem Angewiesenen im soge-
nannten Deckungsverhältnis und zum anderen zwischen
dem Anweisenden und dem Anweisungsempfänger im soge-
nannten Valutaverhältnis. Nach dem bereicherungsrecht-
lichen Leisrungsbegriff bewirkt der Angewiesene, der von
ihm getroffenen allseits richtig verstandenen Zweckbestim-
mung entsprechend, mit seiner Zuwendung an den Leistungs-
empfänger zunächst eine eigene Leistung an den Anweisenden
und zugleich eine Leistung des Anweisenden an den Anwei-
sungsemp{änger (st. Rspr.; vgl. nur Senatsurteilö v.29.4.2008
- XI ZR 371/07 = BGHZ 176,234 Rn.9; und v. 1.6. 2010 - XI
2P.389/09 = §(M 2010, 1218 Rn.31, jeweils m.w.N.).

[18] Dieser Grundsatz gilt allerdings nicht ausnahmslos.
Der Angewiesene hat einen unmittelbaren Bereicherungs-
anspruch aus § 812 Abs. I Satz I Fall 2 BGB gegen den An-
weisungsempfänger, wenn eine wirksame Anweisung fehlt.
In diesen Fällen hat der Angewiesene lediglich erfolglos ver-
suchq eine Leistung an den Anweise-nden zu erbringen. Der
Zuwendungsempfänger ist daher in sonstiger \(eise auf Kos-
ten des Angewiesenen bereichen und deshalb dessen An-
spruch aus Nichtleisrungskondiktion ausgesetzt. Dies gilt
unabhängig davon, ob der Anweisungsempfänger das Fehlen
einer wirksamen Anweisung im Zeitpunkt der Zuwendung
kannte oder nicht kannte (vgl. Senatsurteil v. 1.6.2010

[a.a.O.], Rn.32 m.w. N). In der Rechtsprechung des BGH
(Uneile v.20.6.1990 - XII ZR 93/89 - §fM 1990, 1280,

1281; und v.31.5. 1994 - VI ZR 12/94 =WM 1994,1420,
l32lf.) ist deshalb anerkannt, dass im Falle der Vornahme
einer Zahlung durch die Bank aufgrund einer Fälschung oder
Verfdlschung des Überweisungsauftrages, Schecks oder
§flechsels der Bank ein unmittelbarer Bereicherungsanspruch
aus § 812 Abs. 1 Satz I Fall 2 BGB gegen den Zuwendungs-
empfänger zusteht. Das Gleiche gilt auch in den Fällen, in
denen der Anweisende geschäftsunfähig war (BGH, Uneil v
20.6.1990 - XII ZR 98/89 = BGHZ ll1, 382,384ff.) oder
fär ihn ein geschäftsunfähiger (Senatsuneil v. 3.2. 2004 - Xl
ZR 125/03 = BGHZ 158, 1, 5ff.) bzw. ein nur gesamrver-
tretungsberechtigter Vertreter gehandelt hat (Senatsurteil v.

20.3.2001- XI ZR 157/00 = BGHZ 147,145,149ff.). An
diesen Grundsätzen hat sich durch das am 31.10.2009 in
Kraft getretene neue Zahlungsverkehrsrecht nichts geändert.
Sie stimmen mit den gesetzlichen Wertungen der §§ 675j,
675u BGB überein.

[19] b) Abweichend von diesen Grundsätzen hat der BGH dagegen
die Rechtslage bewenet, wenn die Bank den §fiderruf einer Überwei-
sung oder eines Dauerauftrags oder die Kündigung eines Überweisungs-
auftrags irrtümlich nicht beachtet oder versehendich eine Zuvielüber-
weisung vorgenommen hat. In diesen Fällen ist nach der bisherigen
Rechtsprechung des BGll die Anweisung durch den Kontoinhaber mit-
veranlasst worden und dieser habe gegenüber dem Zahlungsempfänger
den zurechenbaren Rechtsschein einer Leistung gesetzt. Die Bank müsse
sich deshalb grundsätzlich an den Kontoinhaber halten, weil der Fehler,
die weisungswidrige Behandlung des Kundenauftrags, im Deckungsver-
hältnis wurzele und deshalb in diesem Verhältnis zu bereinigin sei
(BGFI, Urteile v. 18. 10: 1973 - ylt ZR 8/73 = BGHZ 6t,2gg, r%1.; v.
9.5.1983 - II ZR 241/82 = BGHZ 87,246,249f. f= lZ 1983,9561; v.
76.6. 1983 - VII ZR 370/82 = BGHZ s7, 393, i97 L [= JZ 1 983, 958 mit
Anm. Liebl; und v. 19. 1. 1984 - VII ZRtl1/83 = BGHZ 89, j76,3g1 [=
JZ 1984,625 mit Anm. Canaris). Der vorliegende Sachverhalt flllt unter
diese Ausnahmekonstellation, weil sowohl diä Stornierungsverein-
barung dem des rViderrufs bzw. der Kündigung gleichgestelt ist als
auch der Fall der Zuvielüberweisung gegeben-ist.- - '

[20] Im Rahmen der Ausnahmekonstellation wurde allerdings nach
der bisherigenRechtsprechung dann ein unmittelbarer Bereichäungs-
anspruch der Bank gegen den Zuwendungsempfänger angenommen,
wenn der Zuwendungsempfänger den §[iderruf ode-, die Zuvielüber-
weisung kannte, weil er dann wisse, dass es an einer Leistung seines
Venragspartners fehle (BGll, Urteile v. jl.S. 1976 - VII ZR 2-60/75 =
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BGHZ 66, 172,375; BGHZ a7, 393, 398t 176, 234 ß.n.22$,). Drhet
käme es nach der bisherisen Rechtsprechuns für die Entscheidung des
Rechtsstreits auf dic "om Berufungsgericht niclt aufgeklärte Frage an,
ob der Beklagte Kenntnis von der Stortrierungsvereinbarung oder der
Zuvielüberweisung hatte.

[21] c) aa) Ob diese - mallgeblich auf Veranlasser- und
Rechrscheinhaftung abstellende - Ausnahme von d€n all-
gemeinen Grundsätzen des Bereicherungsausgleichs in An-
weisungsfällen nach dem In-Kraft-Treten der - der Umset-
zung d€r RiL 2007l64lEG des Europäischen Parlaments und
des Rates v. 13.11.2007 (ABl. L 319/1) dienenden - Vor-
schriften über Zahlungsdienste (§§ 6Z5c ff. BGB), insbeson-
dere des §675u BGB, am 31. 10.2009 fortgelten, ist in
Rechtsprechung und Literatur umstritten (bejahend: ,4G
Hambutg-Harburg §0M 2014, 352, 353; Grandnznn, tn:.

Großkomm, HGB, 5. Aufl., Bankvertragsrecht Dritter Teil
Rr.4l7If .; Omlo4 i.n: StdadingeL BGB, Neubearb. 2012,

§6752 Rn.6; Nobbe, in: Ellenberger/Findeisen/Nobbe,
Kommentar zum Zahlungsverkehrsrecht, 2. Aufl., § 675u
Rn.3A; Baxmbacb/HoPr, HGB, 36. Aufl., BankGesch [7],
C/78; Rad.emacbet NJ§f 2011, 2169, 2l7l; Scbnaadet juis
PK-B KR ll/2A11 Arm.4; Fomasier AcP 212 12012) 410,
3431.; Diehmann\lM 2015, 14, 16{.; Piehenbrock\/M 2015,
797f.; verneinend: LG Hannover ZIP 2011, 1406, 1407; LG
Berlin \lM 2015, 376, 377; CaEer, in: MünchKommBGB,
6. Aufl., §675u Rn.21ff.; Banels WM 2010, 1828, 1833;

Madaas E§liR 2All, 589f .; Linard.atos BKR 2013,375,376;
Belling/Belling lZ 2010,708,7101.; Gruf o. Westphalen, io.:

Erman, BGB, 14. Aufl., § 675u Rn. 12).

[22] bb) Der erkennende Senat enrcheidet diese Frage im
Ergebnis im Sione der zuletzt genannten Auffassung. Dabei
kann dahinstehen, ob dieRjL 2007/64/EG des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 13. 11. 2007 (ABI. L 319/1) -
wie ein Teil der Literatur meint (vgl.u.a. Liwrdatos Bl{R
2013, 395, 396) - die Aufgabe der bisherigen Rechsprechung
gebietet. Die bisherige Rechtsprechung beruht auf einer wer-
tenden Betrachtung und rechnet dem nicht Anweisenden
eine Leistung maßgeblich unter Veranlasser- und Rechts-
scheingesichtspunkten zu. Diese Zurechnung ist bereits zur
alten Rechtslage auf erhebliche dogmatische Kritik gestoßen
(vgl. die Nachweise im Senatsurteil BGHZ 176,234 Rn-14,
2l; MüllerWM 2010, 1293, 1300ff.). An ihr kann angesichts
der in § 575j und § 675u BGB zum Ausdruck kommenden
gesetzlichen §flertungen - jedenfalls im Zahlungsverkehrs-
recht ab In-Ktaft-Treten des neuen Zahlungsverkehrsrechts
- nicht mehr festgehalten werden,

. _ t23l (l) Dreh- und Angelpunkt des neuen Zahlungsver-
kehrsrechrs ist § 675i ßGB, der die Autorisierung deiZah-
lungsvorgangs regelt. Gemäß §675j Abs.1 Satzl BGB isr
ein Zahlungsvorgang gegenüber dem Zahler nur wirksam,
wenn dieser ihn autorisiert hat. Ohne diese Autorisierung
begründet_ein Zahlungsvorgäng keinen Aufwendungsersatz:
anspruch des Zahlungsdiensrleisters gegen den Zahler. Er hat
diesem den Zahlungsbetrag vielmehi unverzüglich wertsrcl-
Iungsneutral zu ersrärten (s 675u Satz I und 2 BGB). Durch
§ 675j und § 575u BGB wird in den sogenannten ,Veranlas_
serfällen" eine Abkehr vom Horizont des Zahlungsempfitn-
gers als maßgebendem §(emrngskriterium vollzolen. ii4aß-
gebend ist, dass das Geserz ein gegenüber dei früheren
Rechrslage zugunsten des Zahlungsd-iensrleisters nur sehr
eingeschränkt abdingbares Zurechnungskriterium fur die
Gültigkeir der Belasrungsbuchung, nämlich die Autorisie_
rung durch den Zahler. eingeftihn har (Barteh rüfM 2OlO,
1828, 1833; vgl. auch Winhelhaas BI(R 2010, 441,448), wel_
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ches im Rahmen der wertenden Betrachtung auch im Berei-
cherungsrecht in den Vordergrund rückt.

[24] Dies bedeutet, dass ein Zahlungsvorgang im Anwen-
dungsbereich der §§ 675c ft. BGB einem Zahler ohne dessen
Autorisierung unabh:ingig davon, ob der Zahlungsempfän-
ger Kenntnis von der fehlenden Autorisierung hat und wie
sich der Zahlungsvolgang von seinem Empfäogerhorizont
aus darstellg nicht ds Leistung zugerechnet werden kann.
Er hat maogels Tilgungsbestimmung im Vdutaverhältnis
zwischen Zahler und Zahlungsempfänger keine Erfüllungs-
wirkung und kann im Deckungsverhälmis zwischen Zahler
und Zahlungsdienstleister nicht als Leistung des Zahlungs-
dienstleisters an den Zahler angesehen werden. Mangels eines
Leistungsterhältnisses begründet ein nicht autorisierter Zah-
lungsvorgang eine Nichtleistungskondiktion des Zahlungs-
diensdeisters gegen den Zahlungsempfänger.

[25] (2) Dieses Ergebois ist auch gerecht und wider-
spruchsfrei, Zwar meint ein Teil der Literatur, dass der Zah-
ler ungerechdetigt bereichert wäre, wenn die Belasrungs-
buchung auf seinem Konto dach § 675u BGB rückg:ingig
gemacht werde und kein Bereicherungsanspruch des Zah-
lungsdienstleisters gegen ihn bestehe. Da dies nicht die Ziel-
setzung des lediglich die Rückgängigmachung der Belas-
tungsbuchung vorschreibenden § 675u BGB sei, sei dem
Zahluugsdienstleister ein Bereicherungsanspruch gegen den
Zahler zu gewähren (,tgl. Nobbe, in: Ellenberger/Findeisen/
Nobbe la.a.O.), § 675u Rn.28; Gr*nd.mann, in Ebenrotb/
Boajong/Joost/Strohz, HGB, 2. Aufl., Bd. 2 Bank- und Bör-
senrechg II. Zahlungsverkehr Rn. II 99). Eine solche unge-
rechtfertigte Bereicherung des Zahlers besteht aber nicht.
Vielmehr wird det Zahlet - hier die Streithelferin - da ihm
mangels einer Autorisierung die Überweisung durch den
Zahlungsdienstleister nicht als Leistung an den Zahlungs-
empfänger zuzurechnen ist (vgl. IG Hannooer, IJrteil v.
21.12.2010 - 18 O 166/1a, Rn.27; Casper, in: Münch-
KommBGB, 6. Aufl., § 675u Rn.24), so behandelt, als hätte
er im Valutaverhältnis keine gegen iho bestehende Forderung
des Zahlungsempfängers erfüllt. Der Zahlungsempfängei
kann, soweit ihm im Valutaverhältnis ein Anspruch gegen
den Zahler zusreht, diesen Anspruch weiterhin geltenJ Äa-
chen. Der Zahler hu also nichts erlangt, werswegin auch ein
gegen ihn gerichrerer Kondiktionsanspruch seines Zahlungs-
diensdeisters ausscheider. Das steht in übereinstimmung Äir
der bisherigeo Rechtsprechung zu den Fällen, in denen es
von Anfang an an einer wirksamen Veisung gefehh hat (vgl.
Mayen, in: Schtmanshy/ Bunte/ LtooztLräi, Bankrechrs- H anä .

buch, 4. Aufl., § 50 Rn. 1l; vgl. auch Senatsuneil v. 1. 6. 2010
- XI ZR 389/09 = §[M 2010, t2I8 Rn.32).

Anmerkung

Professor Dr. Nils Jansen, Münster*

Hat.eine Bank (Zahlungsdienstleisrer) eine überweisung
(Zahlungsdiensrleistung) rrorz rechtzeitigen Widerrufs (vgi
§§ 675j Abs.2 S:t2.1, 6z5p Abs. 1 und r nGB) ausgeftihn, io
versagr ihr seit Ende 2009 § 6Z5u BGB einen Aufiendungs_
erstatrungsanspruch gegen ihren Kunden (den Zahler) u"nd
verpflichtet sie zur umgehenden Rückbuchung. Denn nach
§ 625.i Abs. 1 BGB ist die überweisung gegeoüier dem Kun_
den nur dann wirksam, wenn dieser diiJLerweisung ,auto_
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